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Abkürzungsverzeichnis 

 

ANBest-I Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur institutionel-

len Förderung – Anlage 1 zu VV Nummer 5.1 zu § 44 BHO 

ANBest-P-

Kosten 

Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförde-

rung auf Kostenbasis – Anlage 4 zu VV Nummer 5.1 zu § 44 BHO 

BHO Bundeshaushaltsordnung 

BMBF Bundesministerium für Bildung und Forschung 

BMZ Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-

lung 

EG 

EU 

Engagement Global gGmbH 

Europäische Union 

EZ Deutsche Entwicklungszusammenarbeit 

FZ-/TZ-

Leitlinien 

Leitlinien für die bilaterale Finanzielle und Technische Zusammenar-

beit mit Kooperationspartnern der deutschen Entwicklungszusam-

menarbeit 

SES Senior Experten Service 

VV Vorläufige Verwaltungsvorschriften 

WD 30+ Weltdienst 30+ 
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 Zusammenfassung 

Der Bundesrechnungshof hat die Ausgaben des Bundesministeriums für wirt-

schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) für den Senior Experten 

Service (SES) geprüft. Der SES leistet in Partnerländern der deutschen Ent-

wicklungszusammenarbeit (EZ) Hilfe zur Selbsthilfe. Er entsendet dafür seine 

Experten auf ehrenamtlicher Basis und unterstützt branchen- und sektorüber-

greifend die Qualifizierung von Fach- und Führungskräften u. a. in kleinen und 

mittleren Unternehmen und öffentlichen Verwaltungen. Der SES bezeichnet 

sich als die größte deutsche Ehrenamts- und Entsendeorganisation für Fach- 

und Führungskräfte im Ruhestand. Der Bundesrechnungshof hat abschließend 

Folgendes festgestellt: 

0.1 Der SES erhält Projektförderungen auf Kostenbasis. Dadurch kann er 

Ausgaben pauschal abrechnen. Die Pauschalen waren zum Teil zu hoch 

und wurden nicht regelmäßig auf Angemessenheit überprüft. Dadurch 

kam es zu Überzahlungen. Der SES ist gemeinnützig und finanziert 

sich fast ausschließlich durch Bundesmittel. Er ist kein gewerbliches 

Unternehmen. Eine Förderung auf Kostenbasis ist daher haushalts-

rechtlich unzulässig. Das BMZ hat dies bestätigt und zugesagt, ab dem 

Jahr 2021 auf eine Förderung auf Ausgabenbasis umzustellen (Tz. 2). 

0.2 Das BMZ ist seiner Steuerungs- und Koordinierungsfunktion gegenüber 

dem SES nicht hinreichend gerecht geworden. Es hat zugesagt, zur 

Verbesserung der Zusammenarbeit mit dem SES die bisher in ver-

schiedenen Dokumenten aufgeführten Vorgaben für Ziele und Modali-

täten des Dienstes in einer Leitlinie zu bündeln. Um eine wirtschaftliche 

Verfahrensweise zu unterstützen, soll der SES nach dem Willen des 

BMZ Eigenanteile erbringen (Tz. 3). 

0.3 Der SES bildete über Jahre zuwendungswidrig Gewinnrücklagen. Die 

überschüssigen Mittel hätte er vorrangig für den Förderzweck einset-

zen müssen. Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, Zuwendungen 

zu kürzen, bis der SES seine Rücklagen vollständig abgeschmolzen 

hat. Das BMZ beabsichtigt, mit dem SES über eine freiwillige Rückzah-

lung zu verhandeln. Ggf. sollen künftige Zuwendungen gekürzt werden 

(Tz. 4). 
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0.4 Der SES unterhält neben der Hauptstelle deutschlandweit 20 (regio-

nale) Büros und wendet dafür jährlich mehr als 320 000 Euro auf. Der 

Bundesrechnungshof hat kritisiert, dass der SES seine Aufgaben größ-

tenteils auch ohne die Regionalbüros erledigen könnte. Die zuneh-

mende Digitalisierung und der Einsatz moderner Kommunikationsmittel 

machen dies möglich. Das BMZ hat den regionalen Ansatz dagegen als 

unverzichtbar angesehen. Der Bundesrechnungshof bleibt bei seiner 

Empfehlung, die Zahl der Regionalbüros des SES deutlich zu reduzie-

ren (Tz. 5). 

0.5 Der SES erhielt von 2013 bis 2017 hauptsächlich über die Nebenkos-

tenpauschale 2,5 Mio. Euro mehr als er tatsächlich für Nebenkosten 

ausgab. Dies entsprach einer Überdeckung von 45 Prozent. Das BMZ 

sieht keine großen Erfolgsaussichten für eine gerichtliche Durchsetzung 

einer Rückzahlungsforderung gegenüber dem SES. Der Bundesrech-

nungshof empfiehlt, die Überdeckung vom SES zurückfordern und dies 

ggf. streitig durchzusetzen (Tz. 6). 

0.6 Das BMZ führte Ende 2016 den Weltdienst 30+ ein. Dieser soll Berufs-

tätige ab 30 Jahren ansprechen, um einen fachbezogenen Kurzzeitein-

satz im Rahmen der EZ zu übernehmen. Der SES rechnete Experten, 

die bereits vorher für den Dienst tätig gewesen waren, mit erhöhten 

Pauschalen ab. Aufgrund der Kritik des Bundesrechnungshofes hat das 

BMZ die erhöhten Pauschalen reduziert und vom SES eine Erstattung 

von knapp 50 000 Euro erhalten. Der Bundesrechnungshof nimmt die 

Reduzierung der Pauschale und die Rückzahlung zur Kenntnis. Künftig 

können so Beträge in sechsstelliger Höhe pro Jahr eingespart werden 

(Tz. 7). 

0.7 Den SES unterstützen 180 Repräsentanten, die gegen die Zahlung ei-

ner Pauschale Experten in Unternehmen vor Ort vermitteln sollen. Die 

Zahlungen an die Repräsentanten betrugen dabei oft ein Vielfaches des 

durchschnittlichen Jahreseinkommens in den Einsatzländern. Laut BMZ 

hätten Gutachter angeregt, die Zahl der Repräsentanten zu erhöhen 

und Leistungsanreize zu schaffen. Der SES erstelle gerade einen Ent-

wurf zur Neugestaltung der Aufwandsentschädigung. Der 
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Bundesrechnungshof empfiehlt, die Bezahlung der Repräsentanten neu 

zu ordnen. Dabei sollte sich die Höhe der Aufwandsentschädigung an 

den Gegebenheiten vor Ort orientieren (Tz. 8). 

0.8 Das BMZ maß der Nachhaltigkeit beim SES bisher nicht den erforderli-

chen Stellenwert bei. Es sorgte nicht dafür, dass zu Beginn der Ein-

sätze der Experten sog. Exit-Strategien vorhanden waren. Darunter 

versteht man Überlegungen, wie Vorhaben auch dann eigenständig 

weiterlaufen und sich selbst tragen, wenn die Bundesmittel aus diesem 

Projekt abgezogen werden. Laut BMZ hat es bei Ersteinsätzen von Ex-

perten wegen der geringen Dauer keine Exit-Strategien gegeben. Der 

Bundesrechnungshof empfiehlt, Exit Strategien verbindlich vorzu-

schreiben (Tz. 9). 
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 Vorbemerkung 

Der Senior Experten Service (SES) – Stiftung der Deutschen Wirtschaft für in-

ternationale Zusammenarbeit GmbH wurde 1983 gegründet. Er hat seinen Sitz 

in Bonn und wird bundesweit durch 20 regionale Büros und weltweit von rd. 

180 Repräsentanten1 in 90 Ländern vertreten. Finanzielle Unterstützung erhält 

er zum größten Teil von Ihnen für Einsätze im Ausland. Zu einem kleineren 

Teil unterstützt das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) 

Einsätze in Deutschland. Der SES bezeichnet sich als die größte deutsche Eh-

renamts- und Entsendeorganisation für Fach- und Führungskräfte im Ruhe-

stand.  

Weltweit will der SES in Partnerländern der deutschen Entwicklungszusam-

menarbeit (EZ) Hilfe zur Selbsthilfe leisten. Der SES wirbt Experten an und 

entsendet diese auf ehrenamtlicher Basis. Er unterstützt branchen- und sekto-

rübergreifend die Qualifizierung von Fach- und Führungskräften in kleinen und 

mittleren Unternehmen, öffentlichen Verwaltungen, Kammern und Wirtschafts-

verbänden, sozialen und medizinischen Einrichtungen und Institutionen der 

beruflichen Bildung. Zusätzlich können seit Ende des Jahres 2016 im Rahmen 

des SES-Dienstes „Weltdienst 30+“ (WD 30+) auch Berufstätige ab 30 Jahren 

ihr Fachwissen an Organisationen in Entwicklungs- und Schwellenländern wei-

tergeben. SES-Einsätze im Ausland sollen im Schnitt vier bis sechs Wochen 

und maximal ein halbes Jahr dauern, wobei Folgeeinsätze möglich sind. Im 

Jahr 2017 hat der SES in mehr als 80 Ländern über 6 500 ehrenamtliche Ein- 

sätze vermittelt, davon rd. 1 900 für Sie im Ausland.  

Der SES besteht aus einer gemeinnützigen Stiftung und einer gemeinnützigen 

SES GmbH. Die GmbH ist für das operative Geschäft zuständig. Ihre Organe 

sind die Stiftung als alleinige Gesellschafterin und die Geschäftsführung. Die 

Stiftung will strategisch wichtige Anliegen durch Erträge aus ihrem Vermögen 

fördern und bei Unternehmen und unternehmensnahen Stiftungen Spenden 

für besondere Vorhaben einwerben. Sie finanzieren die Einsätze für den SES 

aus Kapitel 2302 Titel 687 01. 

  

                                       
1  Zugunsten der besseren Lesbarkeit werden durchgängig männliche Bezeichnungen ver-

wendet.  
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Tabelle 1 

 
Einsätze für den SES und Ihre Ausgaben (in Euro; gerundet) 

Jahr Zahl der Einsätze im 

Ausland 

Ihre Ausgaben  Durchschnittliche Ausgaben           

pro Einsatz 

2013 1 462 6 850 000 4 685 

2014 1 512 7 800 000 5 159 

2015 1 705 8 458 000 4 961 

2016 1 852 9 276 000 5 009 

2017 1 900 9 613 6002 5 060 

Quelle: Bundesrechnungshof; eigene Darstellung aufgrund von Daten aus der Zuwendungsdatenbank. 

 

Für das Jahr 2019 planten Sie eine Steigerung der Fördermittel auf fast 

11 Mio. Euro. Für jeden Auslandseinsatz fallen beim SES Projektbearbeitungs-, 

Neben-, Flug- und lokale Kosten an. Grundsätzlich sollen sich die Auftraggeber 

in angemessenem Umfang an der Finanzierung beteiligen. Diese können nach 

Aussage des SES in der Regel die Kosten vor Ort tragen. Weitere Kostenan-

teile wie internationale Reisekosten, Projektbearbeitungs- und Nebenkosten 

werden hingegen im Normalfall aus der Zuwendung gedeckt. Der SES soll prü-

fen, welche Kostenanteile die Auftragnehmer übernehmen können. Er erhält 

für jeden Einsatz – unabhängig von der Dauer – eine Projektbearbeitungskos-

tenpauschale und eine Projektnebenkostenpauschale3, welche er nicht detail-

liert abrechnen muss.  

Seit der Gründung der Engagement Global gGmbH (EG) im Jahr 2012 erhält 

der SES Ihre Projektförderung als Zuwendung. Die EG fungiert dabei als Zu-

wendungsempfänger und gibt die Mittel per Weiterleitungsvertrag an den SES 

als Letztempfänger weiter. 

Wir haben dem BMZ unsere vorläufigen Erkenntnisse am 30. November 2018 

in einer Prüfungsmitteilung mitgeteilt. Die Stellungnahmen des BMZ vom 

11. März und 22. Juli 2019 sowie die Absprachen zwischen dem BMZ und dem 

                                       
2  Zum Vergleich: Im Jahr 2017 hat der SES vom BMBF 2,9 Mio. Euro erhalten. 
3  In einigen Fällen auch von Projektpartnern/Dritten übernommen. 
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SES vom 26. September 2019 sind in der Abschließenden Mitteilung berück-

sichtigt. 

 Zuwendung auf Kostenbasis 

(1) Der SES erhält Ihre Projektförderungen als Zuwendung auf Kostenbasis.4 

Hier sind insbesondere die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendun-

gen zur Projektförderung auf Kostenbasis (ANBest-P-Kosten) zu beachten.5 

Daher rechnet der SES die Projektkosten weitestgehend als Pauschalen – vor 

allem Projektbearbeitungskostenpauschale und Nebenkostenpauschale – ab. 

Eine Abrechnung der tatsächlichen Kosten ist bisher nicht vorgesehen. Vor der 

Umstellung war innerhalb Ihres Hauses umstritten, ob eine Zuwendung auf 

Kostenbasis für den SES möglich ist. So stellte Ihre Außenrevision fest, dass 

der SES nicht als gewerbliches Unternehmen anzusehen sei und sprach sich 

dagegen aus. Ihr Justitiariat widersprach dieser Ansicht. Schließlich entschie-

den Sie, die Zuwendung auf Kostenbasis zu gewähren.  

(2) Im Regelfall werden Zuwendungen auf Ausgabenbasis bewilligt. Hierdurch 

können die tatsächlichen zuwendungsfähigen Ausgaben des Zuwendungsemp-

fängers erstattet werden. Ausnahmsweise kann auf Basis der Kosten (statt der 

tatsächlichen Ausgaben) des Zuwendungsempfängers abgerechnet werden. 

Dies setzt voraus, dass eine Bemessung der Zuwendung nach Ausgaben we-

gen der Möglichkeit der Verrechnung von Gemeinkosten einschließlich kalkula-

torischer Kosten (bei Vorliegen eines Rechnungswesens) nicht sinnvoll ist.6 

Der Ausnahmetatbestand kann z. B. bei gewerblichen Unternehmen vorliegen. 

Dann müsste es sich beim SES um ein gewerbliches Unternehmen im Sinne 

des Einkommensteuerrechts handeln. Hiernach ist ein Gewerbebetrieb jede 

selbstständige nachhaltige Betätigung, die mit Gewinnerzielungsabsicht unter-

nommen wird.7 Dafür könnte sprechen, dass der SES eine im Handelsregister 

eingetragene Kapitalgesellschaft ist. Allerdings ist das Hauptziel des SES, Hilfe 

zur Selbsthilfe zu leisten und die EZ zu fördern. Insoweit nimmt er nicht in Ge-

winnerzielungsabsicht am allgemeinen Marktgeschehen teil, da hier der ge-

meinnützige, ideelle Geschäftszweck überwiegt. Im Übrigen darf zur 

                                       
4  Vgl. Tz. 1. 
5 Siehe auch Anlage 4 zu Vorläufige Verwaltungsvorschriften (VV) Nummer 5.1 zu § 44 

BHO (ANBest-P-Kosten). 
6  Vgl. VV zu § 44 BHO Nummer 13 a 1. 
7  § 15 Absatz 2 Einkommensteuergesetz. 
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Aufrechterhaltung einer Gemeinnützigkeit die Gewinnerzielungsabsicht bei der 

Betätigung nicht im Vordergrund stehen. Ansonsten würde die steuerliche Pri-

vilegierung wegfallen. Somit kann der SES nicht als Gewerbebetrieb i. S. der 

Vorschrift angesehen werden. Auch die zweite zuwendungsrechtliche Voraus-

setzung ist nicht erfüllt. Denn die Bemessung der Zuwendung nach Ausgaben 

ist beim SES gerade möglich und wünschenswert. Die Zuwendung auf Kosten-

basis ist für größere und große gewerbliche Unternehmen eingeführt worden, 

die ihre Kostenstruktur nicht nachweisen können und wollen, die aber im er-

heblichen Bundesinteresse Zuwendungen, etwa für die Forschung, erhalten 

sollen. Bei diesen würde der Beleg der Ausgaben dem Geschäftszweck zuwi-

derlaufen. Wir haben eine Ausdehnung auf eine gemeinnützige, in der EZ tä-

tige Organisation, als systemfremd kritisiert. Im Übrigen ist der SES auch der 

einzige Zuwendungsempfänger in der EZ, der seine Zuwendung auf Kostenba-

sis erhält. Diese Sonderstellung sehen wir als nicht gerechtfertigt an. Wir ha-

ben Ihnen daher empfohlen, die Förderung an den SES so schnell wie möglich 

auf eine Zuwendung auf Ausgabenbasis umzustellen.  

(3) Sie haben erläutert, ein Rechtsgutachten des SES habe ergeben, dass eine 

Zuwendung auf Kostenbasis gut begründbar und rechtskonform sei. Sie haben 

eine Umstellung auf Ausgabenbasis trotzdem für möglich und angemessen ge-

halten. Deshalb haben Sie angekündigt, die Förderung ab dem Jahr 2021 von 

Kosten- auf Ausgabenbasis umzustellen.8 

(4) Wir nehmen Ihre Zusage zur Kenntnis und werden zum gegebenen Zeit-

punkt zum Umsetzungsstand bei Ihnen nachfragen. 

 Ministerielle Steuerung  

(1) Regelungen oder Leitlinien speziell für den SES haben Sie bisher nicht er-

lassen. Zwar gibt es die sog. FZ-/TZ-Leitlinien.9 Allerdings werden darin nur 

Fragen der technischen und finanziellen Zusammenarbeit behandelt. Regelun-

gen, wie es sie z. B. für Ihren entwicklungspolitischen Freiwilligendienst „welt-

wärts“ gibt,10 haben Sie bisher für den SES nicht auf den Weg gebracht. In der 

Förderleitlinie „weltwärts“ werden die Voraussetzungen für die Genehmigung 

                                       
8  Ergebnisvermerk Ihres Gesprächs mit dem SES vom 26. September 2019. 
9  Leitlinien für die bilaterale Finanzielle und Technische Zusammenarbeit mit Kooperati-

onspartnern der deutschen EZ. 
10  Förderleitlinie zur Umsetzung des entwicklungspolitischen Freiwilligendienstes „welt-

wärts“. 
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der Zuwendung sowie die Ziele des Dienstes detailliert aufgeführt. Auch finan-

zielle Regelungen sind enthalten sowie Sanktionsmöglichkeiten und Aussagen 

zum Profil der Entsandten. Beim SES gibt es eine Aufstellung zu Einsatzbedin-

gungen für Experten im SES.11 Darin werden Aussagen zu Grundsätzen der 

Expertentätigkeit, zum Einsatz, zur Ehrenamtlichkeit, zum Know-how, zur Ver-

sicherung und zu Unterkunft und Verpflegung getroffen. Diese Übersicht geht 

allerdings auf den SES selbst zurück. Die EG schließt, wie oben dargelegt, mit 

dem SES Weiterleitungsverträge ab, mit denen Sie über die EG Einfluss auf die 

Versendungen nehmen können. Darin sind z. B. der Vertragsgegenstand und 

Verwendungszweck, die Förderungsbedingungen und Auflagen, die Mittei-

lungs- und Zahlungspflichten und Regelungen zum Rücktritt vom Vertrag ent-

halten. Nach Ihren Angaben genügen Ihnen diese Verträge als Vorgaben an 

den SES, weil Sie dadurch unmittelbar auf Entwicklungen reagieren können. 

Anlässlich eines Jour fixe mit Ihnen stellte der SES fest, er würde alle Förder-

mittel für das Haushaltsjahr 2016 verbrauchen. Sieben Wochen später erklärte 

er gegenüber der EG, dass er 1,6 Mio. Euro nicht abrufen würde. Sie zeigten 

sich von dieser Entwicklung völlig überrascht und forderten ein Mittelmonito-

ring beim SES ein. Der SES gab an, dass er feste Vorgaben und eine Richtlinie 

von Ihnen begrüßen würde, weil er sich „oft allein gelassen“ fühle.  

(2) Wir haben kritisiert, dass die Zusammenarbeit des SES mit Ihnen Schwie-

rigkeiten und Abstimmungsprobleme offenbart. Aus unserer Sicht haben Sie 

versäumt, Ihrer Steuerungs- und Koordinierungsfunktion im erforderlichen 

Maße gerecht zu werden. Vielmehr haben Sie den SES weitestgehend sich 

selbst überlassen. Dadurch konnten Sie die ordnungsgemäße Verwendung der 

Haushaltsmittel beim SES nicht ausreichend sicherstellen. Dies wird dadurch 

belegt, dass Sie von dem Minderabruf im Jahr 2016 überrascht werden konn-

ten. Erst danach haben Sie ein Monitoring der verwendeten Haushaltsmittel 

gegenüber dem SES angemahnt. Deshalb haben wir Sie aufgefordert, 

schnellstmöglich Vorgaben in Form einer Richtlinie oder eines anderen Rege-

lungswerks für den SES zu entwickeln und die Einhaltung der Regeln turnus-

mäßig zu überprüfen. Hiermit soll eine ordnungsgemäße und wirtschaftliche 

Verwendung der Haushaltsmittel beim SES unterstützt werden. Wir haben da-

rauf hingewiesen, dass ein wichtiger Baustein für eine wirtschaftlichere und 

                                       
11  Übersicht „Einsatzbedingungen für SES-Experten“ (ohne Datum), herausgegeben vom 

SES. 
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nachhaltigere Ausrichtung des SES ein neu einzuführender Eigenanteil sein 

könnte. Dieser ist bei anderen Ihrer Zuwendungen schon länger üblich und 

könnte für eine höhere Qualität sorgen. So hätte der SES ein eigenes finanziel-

les Interesse, die Entsendungen straff zu organisieren. 

(3) Sie haben zugesagt, zur Optimierung der Zusammenarbeit mit dem SES 

die bisher in verschiedenen Dokumenten aufgeführten Vorgaben für Ziele und 

Modalitäten des Dienstes in einer Leitlinie zu bündeln und als verbindliche 

Grundlage der Zusammenarbeit festzulegen. Auch solle der SES die Gesell-

schafter der SES-Stiftung zur Leistung eines Eigenanteils bewegen. Ihre Lei-

tung sei dafür sensibilisiert worden, dass auch die Wirtschaft künftig Anstren-

gungen unternehmen müsse, den SES mitzufinanzieren. Allerdings sei eine 

Veränderung nur über einen längeren Zeitraum denkbar. 

(4) Wir erkennen Ihre Bemühungen an, die Koordinierung und Steuerung im 

SES künftig auch mittels einer Leitlinie zu intensivieren und darüber hinaus die 

SES-Stiftung zur Leistung eines Eigenanteils anzuregen. Wir halten es insoweit 

für sinnvoll, diesen Eigenanteil für jede Versendung des SES festzulegen, um 

eine wirtschaftliche Verwendung der Haushaltsmittel zu unterstützen. 

 Rücklagen 

(1) Der SES finanziert sich größtenteils durch Ihre Zuwendungen und solche 

des BMBF. Er bildete über Jahre Gewinnrücklagen. Eine Gewinnrücklage ist die 

Folge nicht ausgeschütteter Jahresüberschüsse und gehört zum Eigenkapital. 

Sie wird aus einbehaltenen Gewinnen gebildet. Bei den Zuwendungen an den 

SES handelt es sich um einen nicht rückzahlbaren Zuschuss in Form einer Voll-

finanzierung zur Projektförderung auf Kostenbasis. Damit findet Nummer 1.2 

ANBest-P-Kosten Anwendung, wonach alle eigenen und mit dem Zuwendungs-

zweck zusammenhängenden Einnahmen des Zuwendungsempfängers als De-

ckungsmittel für die Ausgaben einzusetzen sind. 

(2) Im Gegensatz zu den Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 

zur institutionellen Förderung enthält die ANBest-P-Kosten kein ausdrückliches 

Verbot einer Rücklagenbildung. Hieraus kann allerdings nicht geschlossen wer-

den, dass Rücklagen gebildet werden dürfen. Dies ergibt sich vor allem aus 

Nummer 1.2 ANBest-P-Kosten, wonach der SES alle mit der Versendung der 

Experten ins Ausland zusammenhängenden Einnahmen als Deckungsmittel für 
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die Ausgaben einzusetzen hat. Überzahlungen hätten deshalb an Sie erstattet 

werden müssen. Insoweit liegt u. E. ein Verstoß gegen das Zuwendungsrecht 

vor. Wir haben Sie aufgefordert, die Rücklagenbildung des SES zu prüfen und 

zu viel gezahlte Bundesmittel zurückzufordern. 

(3) Sie haben erklärt, der SES habe bis zum Jahr 2012 Rücklagen beim vorhe-

rigen Auftragsverfahren aufgebaut, die nach der Umstellung gleichgeblieben 

seien. Ein Rechtsgutachten würde die Erfolgsaussicht für eine gerichtliche 

Durchsetzung von Rückzahlungsansprüchen gegen den SES als gering anse-

hen. Sie würden aber auch etwaige Ansprüche gegenüber der EG prüfen. Sie 

haben zugesagt, mit dem SES über eine freiwillige Rückzahlung zu verhandeln 

und in einem Gespräch mit dem SES vereinbart, dass dieser im Jahr 2020 frei-

willig 500 000 Euro als Eigenmittel einbringen wird.12  

(4) Wir bleiben bei unserer Ansicht, dass Rücklagen zuwendungswidrig sind. 

Deshalb sollten Sie die Zuwendungen entsprechend kürzen bzw. der SES sollte 

so lange Eigenmittel einbringen, bis er seine Rücklagen aufgebraucht hat. 

 Kosten für Büros in Deutschland 

(1) Der SES unterhält zur Erfüllung seiner Aufgaben neben der Hauptstelle 

20 regionale Büros in Deutschland. Er gibt an, diese Büros für die Öffentlich-

keitsarbeit in der jeweiligen Region zu benötigen. Dazu gehörten die Bekannt-

machung des SES bei regionalen und überregionalen Akteuren, die Pressear-

beit, die Gewinnung und Kontaktpflege der Experten und die Auftraggeberwer-

bung. Im Jahr 2017 benötigte der SES für die Büros mehr als 320 000 Euro. 

Dabei entstanden für acht Büros keine Mietkosten, für die restlichen fielen 

Mietkosten von insgesamt fast 36 000 Euro an.  

(2) Wir haben kritisiert, dass der SES 20 zusätzliche Büros in Deutschland un-

terhält. Experten können auch durch die Hauptstelle angeworben und betreut 

werden. Einsparungen von 320 000 Euro pro Jahr reduzieren rechnerisch bei 

1 800 Versendungen die Pauschale um rd. 170 Euro pro Fall. Daher sollte die 

Notwendigkeit der Regionalbüros insgesamt hinterfragt werden. Darüber hin-

aus könnte sich der SES auf Büros mit keinen oder geringen Mietkosten be-

schränken, da er beim Wegfall der Mietkosten 36 000 Euro pro Jahr einsparen 

                                       
12  Ergebnisvermerk Ihres Gesprächs mit dem SES vom 26. September 2019. 
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könnte. Wir haben Sie aufgefordert, Kosten einzusparen, indem die Regional-

büros aufgelöst oder zumindest deutlich reduziert werden.  

(3) Sie haben entgegnet, der regionale Ansatz sei die Grundlage für die erfolg-

reiche Arbeit des SES und deshalb unverzichtbar. Eine Halbierung der Anzahl 

der Büros würde bedeuten, dass der SES bestimmte Regionen nicht mehr ab-

decken könnte. 50 Prozent der Registrierungen neuer Experten würden auf 

Aktivitäten der Büros und ihrer Ehrenamtlichen beruhen. Auch seien diese 

wichtige lokale Ansprechpartner. Die Büros trügen maßgeblich zur Bekanntheit 

des SES bei.  

(4) Wir halten eine deutliche Reduzierung der Büros weiter für gerechtfertigt. 

Im Zeitalter der Digitalisierung und des Einsatzes moderner Kommunikations-

mittel nimmt die Bedeutung von Regionalbüros signifikant ab. Wir werden die 

Entwicklung weiter beobachten und diesen Punkt in einer Kontrollprüfung er-

neut aufgreifen. 

 Pauschalen   

 Nebenkostenpauschale 

(1) Die Nebenkostenpauschale soll u. a. die Reisekosten der Experten zur 

Zentrale, deren Versicherungen und fachliche Vorbereitungs- und Nachberei-

tungskosten sowie die Inlandsreisekosten abdecken. Der SES erhält für jeden 

Experteneinsatz bis zu 670 Euro und für den WD 30+ seit Ende des Jahres 

2016 bis zu 1 000 Euro. „Bis zu“ bedeutet, dass die Pauschale insgesamt ab-

gerechnet wird, wenn nicht ein Auftraggeber Teile davon übernimmt. Nach An-

gaben des SES beruhe die Höhe der Pauschale auf langjähriger Erfahrung und 

entspreche den tatsächlich anfallenden Kosten. Als Einnahmen zu den Neben-

kosten erhielt der SES im Zeitraum von 2013 bis 2017 von Ihnen die Neben-

kostenpauschale und weitere Mittel aus externen Quellen (etwa vom Auftrag-

geber vor Ort). Dem gegenüber standen die tatsächlichen Ausgaben des SES 

für Nebenkosten des Dienstes.  
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Tabelle 2  

 

Einnahmen und Ausgaben des SES zu den Nebenkosten in den Jahren 

2013 – 2017 (in Euro, gerundet) 

Jahr Mittelzuweisung Einnahmen 
 extern  

Tatsächliche  
Nebenkosten 

Differenz 

2013 974 122 61 028 552 699 482 451 

2014 1 000 286 65 461 575 671 490 076 

2015 1 084 060 57 843 631 911 509 992 

2016 1 181 498 60 642 693 501 548 638 

2017 1 217 110 38 520 748 307 507 323 

Summe 5 457 076 283 494 3 202 089 2 538 480 

Quelle: Bundesrechnungshof; eigene Darstellung aufgrund von Unterlagen des SES. 

Der SES erhielt über die Nebenkostenpauschale 2,5 Mio. Euro, für die er keine 

tatsächlichen Ausgaben getätigt hat (jährliche Überdeckung von 500 000 

Euro). Er erklärte, dass im Jahre 2014 ein Wirtschaftsprüfer die Pauschalen 

überprüft habe und sich keine Anhaltspunkte für Unverhältnismäßigkeiten er-

geben hätten. Aus seiner Sicht sei wichtig, dass die Finanzierung insgesamt 

stimme. Ob eine Pauschale höher oder niedriger sei, sei nicht entscheidend. 

(2) Der SES hat nicht nur versäumt, Ihnen mitzuteilen, dass die Pauschale zu 

hoch angesetzt war. Hinzu kommt, dass er für erwartete Mehrkosten beim WD 

30+ die Pauschale sogar um ein Drittel erhöht und dabei angegeben hat, die 

Höhe der Pauschale entspreche den tatsächlichen Kosten. Wir haben Sie auf-

gefordert, dass Sie die Nebenkostenpauschale durch eine detaillierte Abrech-

nung der Nebenkosten ersetzen und zu viel gezahlte Nebenkosten von 2,5 

Mio. Euro vom SES zurückfordern. 

(3) Sie haben die Auffassung vertreten, dass die Erfolgsaussichten für eine ge-

richtliche Durchsetzung einer Rückforderung gegenüber dem SES gering seien. 

Sie würden allerdings auch einen möglichen Rückzahlungsanspruch gegen die 

EG prüfen. 

(4) Wir sind weiter der Ansicht, dass Sie die Nebenkosten vom SES zurückfor-

dern und ggf. gerichtlich durchsetzen sollten.  
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 Umwidmung Dolmetscherkosten und Tagegelder 

(1) Der Finanzierungsplan des SES enthält auch Einzelansätze für Dolmet-

scherkosten und Tagegelder, um gegebenenfalls Auftraggeber zu entlasten. 

Beide Einzelansätze sind nicht in den Pauschalen enthalten, allerdings mit die-

sen deckungsfähig. In den Jahren 2015 bis 2017 lagen die Dolmetscherkosten 

und Tagegelder jeweils wesentlich unter den beantragten Kosten. Sie bewillig-

ten die Anträge des SES, die Mittel auf die Pauschalen umzuwidmen. 

Tabelle 3 

 

Dolmetscherkosten und Tagegelder (in Euro) 
 

2015 2016 2017 Gesamt  

Dolmetscherkosten     

Soll 162 000  267 000  168 220 597 220 

Ist 9 028 76 028 30 000 115 056 

Differenz 152 972 190 972 138 220 482 164 

Tagegelder     

Soll 172 000 262 000 280 000 714 000 

Ist 85 000 172 000 113 000 370 000 

Differenz 87 000 90 000 167 000 344 000 

Quelle: Bundesrechnungshof; eigene Darstellung aufgrund von Unterlagen des SES. 

(2) Der SES hat in den drei Jahren fast 350 000 Euro an Tagegeldern und gut 

480 000 Euro an Dolmetscherkosten zu viel beantragt. Er hätte erkennen kön-

nen, dass die Mittel nicht in der veranschlagten Höhe benötigt werden. Damit 

standen ihm jedes Jahr durchschnittlich mehr als 275 000 Euro zusätzlich für 

die Pauschalen zur Verfügung. Wir haben Ihnen empfohlen, darauf hinwirken, 

die Dolmetscherkosten und die Tagegelder künftig in realistischer Höhe anzu-

setzen.  

(3) Sie haben erklärt, die Verwendungsnachweise des SES hätten gezeigt, 

dass ein eigener Ansatz für Dolmetscherkosten nicht nötig sei. Daher würden 

diese nun aus der Nebenkostenpauschale finanziert. Die Tagegelder hätten 

sich jetzt der Höhe des Mittelansatzes angepasst, weil seit dem Jahr 2016 die 
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Übernahme von Tagegeldern für Einsatzstellen möglich sei, die nur über ge-

ringe Mittel verfügen würden, vor allem bei sozialen und öffentlichen Einrich-

tungen. Damit würde die Armutsbekämpfung im ländlichen Raum verbessert. 

Umwidmungen seien künftig nicht mehr zu erwarten.  

(4) Wir nehmen zur Kenntnis, dass die Dolmetscherkosten nun aus der Neben-

kostenpauschale finanziert werden. Hinsichtlich der Tagegelder sollten Sie si-

cherstellen, dass eine Ausweitung auf andere Auftraggeber als soziale Einrich-

tungen ausgeschlossen ist und deren Bedürftigkeit überprüft wird.  

 Weltdienst 30+  

(1) Der WD 30+ soll Berufstätige ab 30 Jahren ansprechen, die ihren Urlaub, 

eine berufliche Auszeit oder andere Freistellungsmöglichkeiten nutzen möch-

ten, um einen fachbezogenen Kurzzeiteinsatz im Rahmen der EZ zu überneh-

men. Voraussetzungen dafür sind mindestens acht Jahre relevante Berufser-

fahrung, sprachliche und interkulturelle Kompetenz, zeitliche Flexibilität, eine 

Freistellung des Arbeitgebers und eine vorhandene Kranken- und Sozialversi-

cherung. Der WD 30+ soll die Lücke zwischen „weltwärts“ (bis rd. 28 Jahre) 

und SES (ab 55 Jahre) schließen. Er wurde in den normalen SES integriert, 

sollte aber zumindest in einer Pilotphase erhöhte Pauschalen erhalten. 

Sie stellten dar, dass es einen Bedarf für einen neuen Dienst für berufstätige 

Personen gegeben habe und deshalb der WD 30+ eingeführt worden sei. So 

hätte es vor der Schaffung des WD 30+ schon „vereinzelt“ Einsätze von Exper-

ten gegeben, die nicht im Ruhestand waren. In einer Ministervorlage aus dem 

Jahr 2016 hatten Sie allerdings festgehalten, dass ein Dienst wie der WD 30+ 

bislang wenig nachgefragt worden sei. Deshalb sollte zunächst die Werbung 

für den neuen Dienst im Vordergrund stehen, um damit eine Nachfrage in 

Deutschland und in den Partnerländern zu generieren. Eine explizite Nachfrage 

aus den Einsatzländern nach berufstätigen Experten sei bisher kaum eingetre-

ten. Darüber hinaus gibt es Angebote anderer Anbieter, die berufstätige Ex-

perten in Entwicklungsländer versenden, so z. B. Ärzte ohne Grenzen, Archi-

tekten ohne Grenzen, Zentrum für internationale Friedenseinsätze oder Ihr Zi-

viler Friedensdienst. 

Der SES konnte für den WD 30+ in der dreijährigen Pilotphase erhöhte Pau-

schalen abrechnen, nämlich  
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• 5 000 statt 3 400 Euro für Ersteinsätze und  

• 3 200 statt 2 200 Euro für Folgeeinsätze sowie   

• 1 000 statt 670 Euro Nebenkostenpauschale.  

Diese erhöhten Pauschalen begründete der SES mit erhöhten Aufwendungen 

für die Einsätze von WD 30+-Experten. Seit dem Start Ende des Jahres 2016 

hat der SES 129 Einsätze mit den erhöhten Pauschalen im Rahmen des WD 

30+ abgerechnet. Davon hatten 56 Experten (43 %) schon vorher Einsätze im 

Rahmen des normalen SES-Dienstes. Der SES rechnete jeweils die erhöhten 

Pauschalen ab, ohne darauf hinzuweisen, dass die Personen auch schon vorher 

als Experten beschäftigt waren. Von den restlichen 73 Experten, welche im WD 

30+ eingesetzt wurden, waren 30 Experten 55 Jahre oder älter. Nach der Re-

gelung vor Einführung des WD 30+ konnten Personen grundsätzlich ab 

55 Jahren als Experten tätig werden. 

(2) Im ersten Jahr hat der SES mit dem WD 30+ nur 43 Experten versandt, 

die weder vorher für den SES tätig noch über 55 Jahre alt waren. Dafür hätte 

es gereicht, den bestehenden Dienst flexibler zu gestalten. Dies hätte Einspa-

rungen für die Werbung für den WD 30+ und für erhöhte Pauschalen nach sich 

gezogen. Da es auch andere Anbieter gibt, die berufstätige Experten ins Aus-

land versenden, ist auch nicht ersichtlich, warum Sie in Konkurrenz dazu einen 

neuen Dienst schaffen mussten. Im Übrigen hat der SES die erhöhten Pau-

schalen für den WD 30+ mit den höheren Aufwendungen für neue Fälle be-

gründet. Allerdings kann diese Argumentation nicht für Experten gelten, die 

schon vorher für den SES tätig waren. Deshalb hätte der SES hier keinesfalls 

die erhöhte Pauschale abrechnen dürfen. Allein durch die Abrechnung der „Alt-

fälle“ über den WD 30+ ist eine Überzahlung von bis zu 108 000 Euro entstan-

den. Auch hätten die 30 Experten, die bei ihrem Einsatz 55 Jahre oder älter 

waren, schon nach der bisherigen Regelung als Senior Experten versendet 

werden können. Für diese setzte der SES erhöhte Kostenpauschalen von rd. 

58 000 Euro an. Ein Mehraufwand ist hier aber nicht ersichtlich. Weil der SES 

auch schon vorher in Einzelfällen berufstätige Experten versandte, ist eine Er-

höhung der Pauschalen insgesamt nicht gerechtfertigt. Wir haben Sie aufge-

fordert, den SES Mehrkosten im Einzelfall nachweisen zu lassen. Darüber hin-

aus sollten überhöhte Pauschalen für Experten über 55 Jahre sowie die schon 

vorher für den SES tätigen Experten vom SES zurückgefordert werden. 
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Schließlich sollten Sie den Bedarf des neuen Dienstes zeitnah überprüfen und 

gegebenenfalls – auch aufgrund anderer Anbieter – wieder einstellen. 

(3) Sie haben angegeben, dass der Koalitionsvertrag 2018 das Interesse der 

Bundesregierung an dem WD 30+ unterstreiche. Auch habe dieser eine wach-

sende Nachfrage bei Berufstätigen. 2018 seien 241 Einsätze von unter 55-jäh-

rigen Experten durchgeführt worden und über 1 000 Experten für den neuen 

Dienst registriert gewesen. Bei der Einführung sei eine erhöhte Pauschale we-

gen zusätzlicher Arbeit noch für erforderlich gehalten worden. Allerdings habe 

die Pilotphase dies widerlegt. Deshalb habe der SES die Pauschalen rückwir-

kend ab dem Jahr 2018 für Personen reduziert, welche schon vorher mit gerin-

geren Pauschalen als Experten im SES beschäftigt waren. Dadurch habe sich 

eine Rückzahlung durch den SES von 47 310 Euro ergeben. Seit dem Jahr 

2019 würden einheitliche Pauschalen für alle Experten verwendet, so dass sich 

pro Jahr eine Einsparung von rd. 280 000 Euro ergebe. 

(4) Wir nehmen zur Kenntnis, dass der SES knapp 50 000 Euro zurückgezahlt 

hat, Sie die Pauschalen angeglichen haben und so dauerhaft Mittel eingespart 

werden können.   

 Repräsentanten 

(1) Über 180 Repräsentanten vor Ort unterstützen den SES in mehr als 

90 Ländern. Ihre Hauptaufgabe ist die Vermittlung der Experten in die Unter-

nehmen in den Partnerländern. Darüber hinaus sollen sie nach Angaben des 

SES u. a. auch die Öffentlichkeitsarbeit übernehmen und dem Auftraggeber 

sowie den SES-Experten für Fragen zur Seite stehen. Des Weiteren sollen sie 

bei der Einsatzauswertung mitwirken. Die Repräsentanten üben Vermittlungs-

tätigkeiten aus und gewährleisten eine telefonische Erreichbarkeit. Eine syste-

matische Aufgabenwahrnehmung über die Vermittlungstätigkeit hinaus konn-

ten wir nicht feststellen. Die Kosten für die Repräsentanten sind in der Projekt-

bearbeitungskostenpauschale enthalten, welche der SES (über EG) von Ihnen 

erhält. Die Repräsentanten sind ehrenamtlich tätig und erhalten für jeden 

Ersteinsatz, an dem sie mitgewirkt haben, eine Pauschale von 400 Euro, für 

Folgeeinsätze 200 Euro. Im Einzelfall bekommen sie auch gegen Nachweis 

Kosten für besondere Maßnahmen (z. B. Dienstreisen im Land) erstattet. Die 

Mitwirkung an einer Versendung bescheinigt der Auftraggeber im Antragsfor-

mular. Die Art der Mitwirkung ist aus den Akten regelmäßig nicht zu 
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entnehmen. Zusätzlich ist die Teilnahme an sogenannten Repräsentanten-

workshops in Deutschland vorgesehen, für welche der SES die Reisekosten 

übernimmt. 

Der SES leistete von 2013 bis 2017 folgende Zahlungen an Repräsentanten: 

Tabelle 4 

Zahlungen an die Repräsentanten (in Euro) 

 Repräsentanten Ersteinsätze Folgeeinsätze Sonstige Summe 

2013 103 306 000 52 200 13 000 371 200 

2014 114 339 200 51 000 2 500 392 700 

2015 121 369 200 51 000 2 000 422 200 

2016 132 421 600 55 600 2 000 479 200 

2017 137 392 400 58 200 2 000 452 600 

Summe 607 1 828 400 268 000 21 500 2 117 900 

Quelle: Bundesrechnungshof; eigene Darstellung aufgrund von Unterlagen des SES. 

Im Jahr 2017 zahlte der SES insgesamt über 450 000 Euro für 1 284 Einsätze 

an 137 Repräsentanten. Dies entspricht einer durchschnittlichen Zahlung von 

3 300 Euro je Repräsentanten. Die einzelnen Repräsentanten erhielten zwi-

schen 200 und fast 40 000 Euro für bis zu 100 Vermittlungen. Der höchstbe-

zahlte Repräsentant, der zugleich die meisten Vermittlungen vornahm, erhielt 

mit 39 600 Euro insgesamt mehr als das 13-fache des durchschnittlichen Jah-

reseinkommens im Entsendeland. In den anderen Einsatzländern beträgt das 

durchschnittliche Jahreseinkommen zwischen 361 und 12 232 Euro. Sie haben 

gegenüber dem SES kritisiert, dass das Repräsentantensystem den falschen 

Anreiz schaffen könne. Repräsentanten könnten mit bekannten Unternehmen 

möglichst viele Einsatzstellen schaffen, um diesen so viele Experten wie mög-

lich als „billige Berater“ zukommen zu lassen. Im Jahr 2017 gab es 1 900 Ver-

mittlungen. An 1 272 davon waren Repräsentanten beteiligt (67 %).  

(2) Nach unserer Auffassung ist nicht sichergestellt, dass nur die nachweisbar 

erfolgreiche Mitwirkung eines Repräsentanten an der Vermittlung für die Zah-

lung der Pauschale zu Grunde gelegt wird. Sofern der Auftraggeber angibt, 

dass ein Repräsentant beteiligt war, sichert er diesem die Zahlung. Damit 
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besteht die Gefahr, dass Auftraggeber und Repräsentant sich absprechen. Ein 

Repräsentant, der viel Arbeit in die Vermittlung eines Experten steckt, erhält 

genauso viel wie ein untätiger Repräsentant, wenn ihn der Auftraggeber im 

Antrag als Vermittler angibt. Darüber hinaus soll es sich bei den Zahlungen an 

die Repräsentanten um Aufwandsentschädigungen handeln. Davon ist der SES 

aber weit entfernt. Durchschnittlich erhalten viele Repräsentanten mehr als ein 

Jahresdurchschnittseinkommen in ihrem Land an Zahlungen. Dies wird nicht 

durch den Einsatz gerechtfertigt. Zwar müssen Repräsentanten für ihren Auf-

wand angemessen entlohnt werden, damit für sie ein Anreiz zur Anbahnung 

von Experteneinsätzen besteht. Allerdings sollte bei einer ehrenamtlichen Tä-

tigkeit die Möglichkeit ausgeschlossen werden, dass Repräsentanten die Tätig-

keit als Beruf ausüben. Im Übrigen wird jedes Jahr etwa ein Drittel der Exper-

ten ohne Mithilfe von Repräsentanten versandt. Dies zeigt, dass das Repräsen-

tantensystem nicht ohne Alternative ist. Sie sollten die Notwendigkeit von Re-

präsentanten evaluieren. Wir haben angeregt, das System auf eine Aufwands-

entschädigung umzustellen, bei der zusätzlich die Zahlungen pro Repräsentant 

je nach Kaufkraft des Einsatzlandes gedeckelt sind.  

(3) Sie haben dargelegt, unterschiedliche Gutachter hätten befürwortet, die 

Zahl der Repräsentanten zu erhöhen und Leistungsanreize zu schaffen. Einen 

Entwurf zur Neugestaltung der Aufwandsentschädigung für Repräsentanten 

werde der SES Ihnen Ende des Jahres 2019 vorstellen. Die neue Regelung 

solle u. a. Leistung, Länderspezifika und Qualität berücksichtigen.  

(4) Wir halten eine Neuordnung der Entlohnung der Repräsentanten für not-

wendig. Dabei sollte die Zahlungen gedeckelt und an die Situation der Entsen-

deländer angepasst werden. Zum gegebenen Zeitpunkt werden wir uns bei 

Ihnen nach dem Umsetzungsstand erkundigen. 

 Nachhaltigkeit und Exit-Strategie 

(1) Nach den EZ-Leitlinien soll die Nachhaltigkeit ein wesentlicher Bestandteil 

der Planung und Durchführung aller entwicklungspolitischen Maßnahmen in 

der EZ sein. Ziel ist es, dass Vorhaben auch dann eigenständig weiterlaufen 

und sich selbst tragen, wenn die Bundesmittel aus diesem Projekt abgezogen 

werden. Während in anderen Programmen von Ihnen der Gedanke der Nach-

haltigkeit immanent ist, ist dieser beim SES nicht in einer Förderrichtlinie oder 

anderen Regelungen verankert. Allerdings enthalten auch die Dokumente des 
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SES Hinweise auf Nachhaltigkeit. So stellt ein Konzept zum Qualitätsmanage-

ment des SES fest, dass ein Einsatz nachhaltig sei, wenn die positiven Wirkun-

gen auch langfristig erhalten oder gar verstärkt werden könnten. 

Überlegungen im Vorfeld von Projekten, wie es nach dem Ende des Engage-

ments weitergehen soll und wie es um die Nachhaltigkeit nach dem „Rückzug“ 

der Haushaltsmittel bestellt ist, werden in der EZ als sog. Exit-Strategie be-

zeichnet. Solche Exit-Strategien für den Zeitraum nach dem Abzug der Exper-

ten sind in den Unterlagen des SES regelmäßig nicht enthalten. Darüber hin-

aus sind den Anträgen regelmäßig auch keine Ziele oder Indikatoren zu ent-

nehmen, bei deren Erreichen die Entsendungen beendet werden sollen. Statt-

dessen werden Experten oft wiederholt in ein Projekt entsandt, ohne dass da-

bei darauf eingegangen wird, inwiefern noch weitere Entsendungen nötig sein 

werden. Sie stellten im Jahr 2009 fest, dass gesicherte Beobachtungen zu den 

mittel- bis längerfristigen Beratungserfolgen nur in wenigen Einzelfällen vor-

handen seien und dass es „Unsicherheiten“ bei der Beurteilung des Nutzens, 

der Wirkungen und der Nachhaltigkeit der Einsätze gebe. Ein Bericht zum SES 

aus dem Jahr 2011 kam zu dem Ergebnis, dass weder die Wirkung der Ein-

sätze noch deren Nachhaltigkeit systematisch zu erfassen seien.  

Darüber hinaus sollten die Einsätze nach den Einsatzbedingungen des SES bis 

auf begründete Ausnahmen drei Wochen nicht unterschreiten. Nach Einschät-

zung des SES sei dies für die Nachhaltigkeit der Einsätze erforderlich, weil die 

Experten Zeit haben müssten, sich auf die Partner und die Verhältnisse einzu-

stellen. Trotzdem waren in den Jahren 2013 bis 2017 44 % der Versendungen 

kürzer als drei Wochen. Teilweise (bei 59 Einsätzen von 44 Experten) lag die 

Verweildauer sogar unter vier Tagen. Begründungen für die Einsätze unter der 

Mindestdauer waren in der Regel nicht vorhanden. Grundsätzlich ist bei den 

Versendungen nicht festgelegt, wie oft der Experte zum gleichen Auftraggeber 

entsandt werden darf. Eine Dauerförderung steht jedoch mit dem Haushalts-

recht grundsätzlich nicht in Einklang.13 Dies schließt zwar mehrmalige Einsätze 

von Experten nicht aus. Sie müssen allerdings von vornherein zeitlich begrenzt 

sein. Beim SES ist es nicht unüblich, einen Experten mehrmals zum gleichen 

Auftraggeber zu versenden. Der Auftraggeber stellt dann neue Anträge für 

denselben Sachverhalt und fordert in der Regel dafür den schon für ihn tätig 

                                       
13  Vgl. VV Nummer 2.1 zu § 23 BHO und Nummer 5.1 mit Anlage 2 zu § 44 BHO. 
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gewordenen Experten an. So gab es mehrere Experten, die 10-, 12- oder so-

gar 15-mal zum gleichen Auftraggeber entsendet wurden. Für jede neue Ver-

sendung erhielt der SES die Pauschalen für Folgeeinsätze. Darüber hinaus 

dauerten die Entsendungen von Experten beim gleichen Auftraggeber oft meh-

rere Jahre – nahezu – am Stück. So war ein Experte seit 2014 in vier Jahren 

fast drei Jahre beim Auftraggeber vor Ort, ein weiterer Experte war für einen 

Auftraggeber seit dem Jahr 2007 bis zum Jahr 2016 quasi ununterbrochen im 

Einsatz und alleine in den letzten dreieinhalb Jahren zweieinhalb Jahre vor Ort. 

Der SES versendet direkt nach dem Einsatz Evaluierungsbögen an die Auftrag-

geber und auch an die Experten. Darüber hinaus verschickt er nach sechs Mo-

naten erneut Evaluierungsbögen an die Auftraggeber. Die Rücklaufquote direkt 

nach dem Einsatz für das Jahr 2016 bei den Experten betrug über 88 %. Da-

von gaben fast 56 % an, dass das Ziel voll, und rd. 32 %, dass das Ziel teil-

weise erreicht worden sei. Die Auftraggeber waren bei einer Rücklaufquote von 

63,8 % zu fast 80 % der Ansicht, dass das Ziel voll und zu 16 %, dass das Ziel 

teilweise erreicht worden sei. Nach sechs Monaten betrug die Rücklaufquote 

20 %. Davon gaben 94 % an, der Einsatz sei hilfreich gewesen. Im Jahr davor 

lag die Rücklaufquote noch bei rd. 30 %. Rd. 60 % erklärten, durch den Ein-

satz die Einnahmen erhöht bzw. die Kosten gesenkt zu haben. Der SES gab 

an, die Evaluierungsbögen an die Auftraggeber - wegen geringer Rücklaufquo-

ten - nur noch direkt nach dem Einsatz verschicken zu wollen. 

(2) Wir haben kritisiert, dass Sie der Nachhaltigkeit beim SES bisher nicht den 

erforderlichen Stellenwert beigemessen haben. So wird fast die Hälfte aller Ex-

perten ohne Begründungen unterhalb der Mindestdauer von drei Wochen ver-

sendet. Auch der SES geht davon aus, dass eine Nachhaltigkeit bei einem so 

kurzen Zeitraum regelmäßig nicht erreicht werden kann. Für jeden der Kurz-

zeiteinsätze hat der SES die vollen Pauschalen erhalten, also auch für die Ver-

sendungen von unter vier Tagen. Da auch regelmäßig kürzere Versendungen 

über mehrere Jahre und ununterbrochen bis zu 15-mal gefördert werden, ohne 

dass oft ein Ende absehbar wäre, handelt es sich quasi um eine Dauerförde-

rung. Diese kann nicht das Ziel einer Versendung von Kurzzeitexperten sein. 

Die Regelmäßigkeit vieler Versendungen lässt darüber hinaus den Schluss zu, 

dass eine nachhaltige Lösung nicht erreicht worden ist. Wir haben darauf hin-

gewiesen, dass Sie schon zu Beginn der Versendungen auf die Nachhaltigkeit 

eingehen und Exit-Strategien entwickeln müssen. Denn nach Abzug der 
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Experten sollte ein übergreifender Nutzen für eine nachhaltige Weiterentwick-

lung vorhanden sein. Wir haben angeregt, zu Beginn einer Entsendung Exit-

Strategien mitzuteilen, damit klar ist, dass ein erneuter Einsatz danach ausge-

schlossen ist. Die Exit-Strategie sollte dabei nachprüfbare Indikatoren enthal-

ten, bei deren Erreichung die Entsendung in jedem Fall endet. Auf keinen Fall 

sollten Sie die Überprüfung der Nachhaltigkeit anhand der ein halbes Jahr nach 

dem Einsatz versendeten Fragebögen an die Auftraggeber aufgeben. Die Auf-

traggeber können damit einen Überblick darüber geben, ob ein Einsatz im 

Nachgang nachhaltige Wirkungen entfaltet hat. Dies ist ein wichtiges Kriterium 

zur Evaluierung der Experteneinsätze. Zwar haben die Fragebögen bisher nur 

eine geringe Rücklaufquote. Dem könnten Sie entgegenwirken, wenn mit allen 

Auftraggebern im Vorfeld vertraglich vereinbart wird, dass der Fragebogen 

verpflichtend auszufüllen ist. Darüber hinaus sollte gezielt nach den Erkennt-

nissen und Entwicklungen ein halbes Jahr nach dem Einsatz gefragt werden. 

Die Aussage, der Einsatz sei „hilfreich“ gewesen, führt bei einer Evaluierung 

der Einsätze zur Qualitätsverbesserung nicht weiter. Wir haben Sie aufgefor-

dert, künftig bei allen Entsendungen den Nachhaltigkeitsaspekt in den Vorder-

grund zu stellen und Exit-Strategien mit nachprüfbaren Indikatoren vorzu-

schreiben. Versendungen von Experten unter drei Wochen bzw. zu denselben 

Auftraggebern sollten Sie unterbinden. 

(3) Sie haben ausgeführt, dass die Nachhaltigkeit Grundlage Ihres Handelns in 

der EZ sei. Bei Ersteinsätzen von Experten im SES habe es aber bisher wegen 

der geringen Dauer keine Pflicht für Exit-Strategien gegeben. Nach einer Eva-

luierung würden Sie neu bewerten, ob bei Mehrfach- oder Langzeitentsendun-

gen Aspekte der Nachhaltigkeit sowie Exit-Strategien berücksichtigt werden 

sollten. Darüber hinaus haben Sie angegeben, die dreiwöchige Einsatzdauer 

sei nur ein Orientierungswert, wobei der SES sich den Wünschen des Auftrag-

gebers zur Dauer anpasse. Zukünftig solle allerdings bei kürzeren Einsätzen 

der Nutzen gesondert begründet werden. Im Übrigen hätten Folgeeinsätze 

hohe Nachhaltigkeitswerte mit positiven Wirkungen. Eine Dauerförderung finde 

nach Ihrem Verständnis aber nicht statt. Sie würden das anonyme Instrument 

der Befragung der Auftraggeber per Fragebogen durch stichprobenartig durch-

geführte Interviews der Repräsentanten mit dem Auftraggeber in vertraulicher 

Atmosphäre ersetzen. 
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(4) Wir sind weiter der Ansicht, dass der SES sich im Vorfeld eines jeden Ex-

perteneinsatzes überlegen sollte, wie lange er dauern soll und wie es nach 

dem Abzug des Experten weitergeht. Im Übrigen weisen wir darauf hin, dass 

die dreiwöchige Einsatzdauer die Mindestdauer war, bei der der SES selbst 

noch von einem Mehrwert für einen Auftraggeber ausgegangen ist.  

 Abschließende Würdigung 

Wir erkennen an, dass der SES eine wichtige Aufgabe innerhalb der EZ wahr-

nimmt, um in Partnerländern Hilfe zur Selbsthilfe zu leisten. Gleichwohl sehen 

wir in Bereichen mit grundsätzlicher Bedeutung Verbesserungsbedarf. Dies be-

trifft insbesondere die Steuerung durch Sie, die Finanzierung sowie die Nach-

haltigkeit. Hierzu haben wir Ihnen Empfehlungen gegeben, die Sie überwie-

gend umsetzen wollen. Ihre Zusagen nehmen wir zur Kenntnis. Wir werden die 

weitere Entwicklung beim SES begleiten und uns zum gegebenen Zeitpunkt 

über den Stand der Umsetzung informieren. 

 

 

Reinert       Steinkamp 
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